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An: xxx, BMUV, xxx, BMWK,  
Cc:  
Betreff: Neue Detergenzien- und Tensidverordnung / IKW-Positionen zu Änderungen des EP 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Im Zusammenhang mit der Diskussion der Änderungen des Europäischen Parlaments (EP) vom 
27. Februar 2024 zur neuen Detergenzien- und Tensidverordnung sende ich Ihnen nachfolgend 
Positionen des Industrieverbandes Körperpflege- und Waschmittel e. V. (IKW). Wir wären Ihnen 
sehr dankbar, wenn Sie diese Positionen in den Diskussionen im Rat unterstützen könnten: 

 
Digitaler Produktpass  
- Damit der digitale Produktpass (DPP) für Detergenzien überhaupt handhabbar ist, darf 

er keinesfalls auf Chargen („batches“), sondern ausnahmslos auf das „Modell“ eines 
Detergens bezogen werden. Der DPP sollte daher auch nicht unter bestimmten 
Umständen für einzelne Chargen gefordert werden. Daher lehnt der IKW die 
Änderung 97 des EP ab.  

- Aber auch bei Verknüpfung des DPP mit dem „Modell“ eines Detergens wird es künftig 
häufiger zu Änderungen der Verpackungen und Etiketten wegen notwendiger 
Änderung des jeweiligen Datenträgers (z. B. als QR-Code) kommen. Dies wird zur Folge 
haben, dass unbenutzte Verpackungen bzw. Etiketten vernichtet werden müssen, 
wenn der Datenträger nicht mehr zum passenden Produktpass führt. Um diese 
Vergeudung von Verpackungs- und Etikettenmaterial, die nachhaltigem Wirtschaften 
widerspricht, so weit wie möglich zu minimieren, ist es von zentraler Bedeutung, dass 
sich die Begriffsbestimmung für „Modell“ auf den Produktinhalt bezieht, wie er gemäß 
Anhang V angegeben werden muss. Daher begrüßt der IKW die Änderung 43 des EP. 

- Der gemäß den Änderungen 96 und 103 des EP vorgesehene Übergangszeitraum ist in 
der Praxis nicht umsetzbar. Der Durchführungsrechtsakt, der die technischen Anfor-
derungen für den DPP im Rahmen der Detergenzienverordnung festlegt, müsste erst 
12 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erlassen werden. Zwar ist die 
Verknüpfung des Übergangszeitraums für die Hersteller von Detergenzien (18 Monate) 
mit dem Zeitpunkt sinnvoll, zu dem die dafür notwendige Verordnung der Kommission 
veröffentlicht sein wird. Aber der Zeitraum von 18 Monaten ist viel zu kurz, um die für 
den DPP notwendigen Vorbereitungen zu treffen, z. B. die IT-Infrastruktur aufzubauen. 
Stattdessen ist aus Sicht des IKW ein Übergangszeitraum von  
o mindestens 48 Monaten ab dem Tag des Inkrafttretens der Detergenzienver-

ordnung oder 
o mindestens 36 Monaten nach Inkrafttreten aller für den DPP notwendigen 

Durchführungsrechtsakte der Kommission im Rahmen der 
Detergenzienverordnung und der Verordnung über Ökodesign für nachhaltige 
Produkte (ESPR – zur Festlegung der damit verbundenen und erforderlichen 
technischen Anforderungen)  

notwendig, wobei der spätere Zeitpunkt gelten soll. Im Sinne der Ressourcenscho-
nung ist es darüber hinaus wichtig vorzusehen, dass Produkte, die vor diesem Datum 
bereits in Verkehr gebracht sein werden, weiterhin zum Verkauf bereitgestellt 
werden dürfen. 

- Der IKW lehnt die Änderungen 147 und 148 des EP ab. Sie zielen darauf ab, zusätzliche 
Informationen in den DPP aufzunehmen, die ausschließlich Marktüberwachungs-
behörden der Mitgliedstaaten und der Kommission zugänglich gemacht werden 
müssten, wie z. B. die technische Dokumentation, die Ergebnisse der 
Konformitätsbewertung und Prüfungen. Diese Änderungen würden zu einer deutlichen 



Erhöhung des Aufwandes führen, weil sie umfangreiche technische Sicherungsmaß-
nahmen erfordern würden, um unterschiedliche Zugriffsrechte zu gewähren, uner-
laubte Zugriffe zu verhindern und so den Datenschutz zu gewährleisten.  

 
Biologische Abbaubarkeit  
Die Änderungen 50 und 51 des EP sehen vor, delegierte Rechtsakte mit neuen Anforderun-
gen an die biologische Abbaubarkeit von wasserlöslichen Folien und organischen 
Bestandteilen außer Tensiden in Detergenzien zu erlassen.  
 
Der IKW unterstützt die Bewertung der Anforderungen an die biologische Abbaubarkeit 
von Stoffen und Gemischen, die keine Tenside in Detergenzien sind. Es ist jedoch noch 
verfrüht, Anforderungen an die biologische Abbaubarkeit für alle Inhaltsstoffe einzuführen, 
da zunächst eine Machbarkeitsanalyse und eine Folgenabschätzung durchgeführt werden 
müssen. Delegierte Rechtsakte sollten erst dann erlassen werden, wenn diese Überprüfung 
abgeschlossen ist und der Bericht mit einer Zusammenfassung der Schlussfolgerungen 
dieser Analyse vorgelegt sein wird.  
 
Die vom EP vorgeschlagenen Fristen für delegierte Rechtsakte sind in der Praxis nicht 
umsetzbar und berücksichtigen nicht die verschiedenen Schritte, die zur Schaffung solcher 
neuen Kriterien für die biologische Abbaubarkeit erforderlich sind. Die derzeitigen 
Methoden zur Prüfung der biologischen Abbaubarkeit wurden für kleine Moleküle 
entwickelt und sind für komplexe Inhaltsstoffe (z. B. Polymere) nicht geeignet. Zunächst 
müssen bestehende Prüfmethoden angepasst und validiert sowie neue Prüfmethoden 
entwickelt werden. Für Forschungs- und Normungsprozesse muss ausreichend Zeit 
eingeplant werden. Um eine solide wissenschaftliche Basis und eine breite Akzeptanz der 
Methoden zu gewährleisten, sind mindestens 3 Jahre für die Forschung und Validierung in 
verschiedenen Laboren und über alle Inhaltsstofftypen hinweg erforderlich. Für 
Normungsprozesse, z. B. auf Ebene der Internationalen Normungsorganisation ISO, wäre 
typischerweise ein zusätzlicher Zeitraum von 3 Jahren erforderlich. Daher ist aus Sicht des 
IKW ein Zeitraum von mindestens 6 Jahren für die Festlegung von Kriterien für den 
biologischen Abbau notwendig.  

 
Sobald die Methoden und Kriterien festgelegt sind, sollten unter Berücksichtigung der 
Herstellungsverfahren, der Verfügbarkeit technisch und wirtschaftlich machbarer 
Alternativen, der Auswirkungen auf kleine und mittelständische Unternehmen sowie der 
Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt angemessene Übergangsfristen für die 
Umsetzung festgelegt werden. Sobald die neuen Kriterien für die biologische 
Abbaubarkeit festgelegt sind, benötigen die Hersteller von Detergenzien mindestens 4 
Jahre, um sie ordnungsgemäß umzusetzen. Alle Rohstoffe müssten zunächst anhand der 
vorgeschlagenen Kriterien getestet werden, und bei Bedarf müssten Rezepturen geändert 
werden. 
 
 
Phosphor  
Das EP fordert neue Grenzwerte für den Phosphorgehalt für eine Reihe von Detergenzien 
(Änderung 132).  
 
Nach Auffassung des IKW sind die derzeit geltenden Grenzwerte für den Phosphorgehalt 
von Wasch- und Maschinengeschirrspülmitteln ausreichend. Zu diesem Schluss kam auch 
die Folgenabschätzung der Europäischen Kommission. Zusätzliche Grenzwerte würden 
nicht zu einer wesentlichen Verringerung der Phosphoreinträge in die Kläranlagen führen, 
da über 95 Prozent der Phosphormengen, die in Haushaltsabwässer gelangen, aus 
natürlichen Ausscheidungen von Menschen stammen.  



 
 
Mikrobielle Reinigungsmittel  
Das EP fordert, mikrobielle Reinigungsmittel zum Versprühen zu verbieten, es sei denn, im 
Rahmen der Prüfmethodenverordnung (EG) Nr. 440/2008 wurde eine geeignete 
tierversuchsfreie Methode zur Prüfung der sensibilisierenden Eigenschaften von 
Mikroorganismen eingeführt (Änderungsanträge 115 und 130). Derzeit gibt es jedoch 
keinen Test, mit dem festgestellt werden kann, dass Substanzen oder Mikroorganismen 
nicht atemwegssensibilisierend wirken. Die Entwicklung eines solchen Tests und die 
Anpassung der Prüfmethodenverordnung würden viele Jahre dauern.  
 
Der IKW unterstützt stattdessen die Position des Rates, die vorsieht,  
- die Risikobewertung als Grundlage für das Inverkehrbringen von Produkten 

vorzuschreiben und  
- eine künftige Risikobewertungsmethode für Mikroorganismen zu entwickeln, die in 

Detergenzien verwendet werden (durch einen delegierten Rechtsakt innerhalb von 30 
Monaten nach Inkrafttreten). 

 
Der IKW weist darauf hin, dass  
- parallel zur Detergenzienverordnung in der EU die Verordnung über die Allgemeine 

Produktsicherheit gilt, die ein angemessenes Risikomanagement auch für mikrobielle 
Inhaltsstoffe und Endprodukte vorschreibt. So müssen Produkte, die in der EU in 
Verkehr gebracht werden, unter normalen oder vernünftigerweise vorhersehbaren 
Verwendungsbedingungen sicher sein. Das bedeutet, dass von den mikrobiellen 
Reinigungsmitteln keine Gesundheitsrisiken ausgehen dürfen. Die Hersteller sind ver-
pflichtet, sichere Produkte zu konzipieren und herzustellen; 

- zusätzlich zu diesen Rechtsvorschriften Hersteller von Detergenzien in Europa und den 
Vereinigten Staaten von Amerika bereits freiwillig einen Rahmen für die 
Risikobewertung von Mikroorganismen in Detergenzien entwickelt haben, um 
Empfehlungen für eine Risikomanagementstrategie für diese Inhaltsstoffe zu geben. Das 
Dokument wurde bei einer Zeitschrift zur Begutachtung („Peer-Review“) eingereicht, 
seine Veröffentlichung wird für Ende 2024 erwartet. 

 
 

Überschneidung mit anderen Rechtsgebieten 
Das EP hat mehrere Änderungen verabschiedet, wonach Angaben wie „vegan“ oder 
ähnliche verboten werden sollen (Änderung 85), wenn bei der Herstellung und Entwicklung 
des Detergens oder Tensids tierische Bestandteile oder tierische Nebenprodukte 
verwendet wurden.  
 
Dies ist bereits durch die Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken (UGPRL) abgedeckt, 
da Auslobungen durchschnittlich informierte Verbraucher nicht irreführen oder täuschen 
dürfen (Artikel 6 der UGPRL). Aus Sicht des IKW ist es die Änderung 85 daher nicht nötig.  
 
 
Dosierung  
Ein wichtiger Faktor für die optimale Leistung und minimale Umweltauswirkungen von 
Waschmitteln ist, dass klare Dosierhinweise gegeben werden. 
 
Die Änderungen 138 und 141 bewertet der IKW positiv, da sie mehr Flexibilität bei der 
Angabe der Dosiermengen nicht nur in Gramm oder Milliliter, sondern auch pro Stück 
bieten. Dies würde es den Hersteller z. B. ermöglichen, Empfehlungen über die Anzahl der 



zu verwendenden Tabletten oder Kapseln zu geben, was eine praktischere Art und Weise 
ist, die Dosierungsinformationen für diese Art von Produkten zu kommunizieren. 
 
Die Änderungen 139 und 140 lehnt der IKW ab: 
-  Die Einführung einer verpflichtenden Dosierungskennzeichnung in 

Flaschenverschlüssen (Änderung 140) ist steht im Widerspruch zu dem erklärten Ziel 
der Industrie und der Behörden, Verpackungsabfälle zu reduzieren und das Recycling zu 
erhöhen. Die Bemühungen, Verpackungsabfälle zu reduzieren, z. B. durch die 
Verwendung von Schieberverschlüssen, werden erschwert, wenn verpflichtende 
Dosierungskennzeichnungen in den Verschluss aufgenommen werden müssen. 

- Kontinuierliche Bemühungen, Reinigungsmittel stärker zu konzentrieren, führen dazu, 
dass sich die erforderliche Dosierung des Reinigungsmittels verringert, je stärker 
konzentriert das Waschmittel ist. Die Dosiermarkierungen im Verschluss müssten sich 
mit jeder neuen Produktinnovation ändern, was zu Kosten und Komplexität für die 
Hersteller führen würde, da jeweils neue Verschlüsse erforderlich würden. 

- Das Hinzufügen einer separaten Farbe zum Verschluss (Änderungen 139 und 140) 
würde das Recycling erschweren, da die Farben die Qualität des rezyklierten Materials 
beeinträchtigen. Es wird den Bemühungen der Industrie und zukünftigen 
Verpflichtungen zuwiderlaufen, rezykliertes Material in Verpackungen, einschließlich 
Dosierverschlüssen, zu erhöhen.  

 
Bei Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
xxx 
Industrieverband Körperpflege- und Waschmittel e. V. 
The German Cosmetic, Toiletry, Perfumery and Detergent Association 
Mainzer Landstraße 55, 60329 Frankfurt am Main 
 


